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1 Vertrauen  
als Beziehungsproblem

Journalismus ist auf Vertrauen angewie-
sen. Bürgerinnen und Bürger können 
meist nicht selbst prüfen, wie eine Re-
daktion recherchiert, welche Quellen sie 
berücksichtigt und warum bestimmte 
Informationen in einen Beitrag eingehen, 
andere dagegen nicht. Wer Nachrichten 
nutzt, akzeptiert daher einen Teil der 
journalistischen Selektions-, Prüfungs- 
und Darstellungsleistung, ohne sie voll-
ständig nachvollziehen zu können. Ver-
trauen reduziert unter diesen Bedingun- 
gen Komplexität und ermöglicht Orien-
tierung in einer gesellschaftlichen Um-
welt, die sich der unmittelbaren Erfah-
rung weitgehend entzieht (vgl. Luhmann 
2014).

Dieses Vertrauen kann weder voraus-
gesetzt noch pauschal vermessen werden. 
Es gründet auf einzelnen Nachrichten, 
journalistischen Marken, Redaktionen, 
bestimmten Journalistinnen und Journa-
listen oder auf Journalismus als gesell-
schaftlicher Institution. Kohring und 
Matthes (2007) unterscheiden Vertrauen 
in die Themenauswahl, die Auswahl von 
Fakten, die Richtigkeit von Darstellungen 
und journalistische Bewertungen. 

Strömbäck et al. (2020) fassen Me-
dienvertrauen deshalb als relationale 
Größe: Zu klären ist, wer wem in Bezug 
auf welche Leistung vertraut. Auch Skep-
sis führt nicht zwangsläufig zur Abwen-
dung. Menschen können Nachrichtenan-
gebote regelmäßig nutzen und ihnen zu- 
gleich misstrauisch begegnen (vgl. Tsfati/
Cappella 2003).

Das tschechische Teilprojekt der eu-
ropäischen MeDeMAP-Studie konkreti-
siert diese relationale Sicht empirisch. 
Auf der Grundlage von vier Fokusgrup-
pen mit 38 Teilnehmenden fassen Šim

ková und Wimmer (2026) Vertrauen und 
Misstrauen nicht als stabile Einstellun-
gen, sondern als situierte Praxis. Ihr Mo-
dell diskursiv-materieller Vertrauensdy-
namiken verbindet individuelle Deutun- 
gen von Voreingenommenheit, politi-
schem Einfluss oder institutioneller Le-
gitimität mit strukturellen Bedingungen 
wie Eigentumskonzentration, ungleichen 
Kommunikationschancen und digitalen 
Infrastrukturen sowie mit demokrati-
schen Alltagserfahrungen. Misstrauen 
verweist nicht zwangsläufig auf fehlende 
Kommunikation. Es kann auf materielle 
Organisations- und Medienstrukturen re-
agieren, die sich durch zusätzliche diskur-
sive Erklärangebote allein nicht verän-
dern lassen.

Für journalistische Organisationen 
stellt sich darauf aufbauend gegenwärtig 
eine zentrale Frage: Wie können sie mit 
Distanz, Kritik und begründetem Miss-
trauen umgehen? Transparenzinitiativen, 
Erklärformate und öffentliche Redakti-
onsgespräche machen journalistische Ar-
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beitsweisen sichtbarer. Häufig bleiben sie 
allerdings von der Organisation her ge-
dacht: Die Redaktion entscheidet, was 
sie erklären möchte, bestimmt Form und 
Thema des Austauschs und setzt dessen 
Grenzen. 

Coleman (2012) beschreibt die Ver-
trauensproblematik daher auch als Stö-
rung der Beziehung zwischen Journalis-
mus und Bürgerinnen und Bürgern. Die 
Publikumsurteile beziehen sich nicht al-
lein auf die Richtigkeit einer Nachricht. 
Sie betreffen ebenso die Frage, ob Jour-
nalismus unterschiedliche Lebenswirk-
lichkeiten kennt, gesellschaftliche Grup-
pen angemessen repräsentiert und sein 
Publikum als demokratische Öffentlich-
keit ernst nimmt.

Vertrauen bezeichnet eine Erwartung, 
mit der sich Bürgerinnen und Bürger ge-
genüber journalistischen Akteuren oder 
Organisationen verletzlich machen. Ver-
trauenswürdigkeit betrifft die Gründe, 
aus denen eine solche Erwartung gerecht-
fertigt sein kann. Im Journalismus zäh-
len dazu professionelle Sorgfalt, Unab-
hängigkeit, nachvollziehbare Korrektu- 
ren, Transparenz und ein ernsthafter Um- 
gang mit Kritik. 

Bei demokratischer Legitimität geht 
es hingegen darum, ob sich institutio-
nelle Verfahren, Entscheidungen und Au
toritätsansprüche öffentlich rechtferti-
gen lassen. Eine Organisation kann als 
professionell vertrauenswürdig gelten, 
ohne dass jedes Mitglied des Publikums 
ihr vertraut. Ebenso erzeugt ein Beteili-
gungsverfahren nicht schon durch seine 
Existenz demokratische Legitimität.

Diese Trennung schützt vor einem ver-
kürzten Kommunikationsziel. Demokra-
tische Gesellschaften brauchen keine Bür-
gerinnen und Bürger, die Medien oder 
anderen Institutionen vorbehaltlos ver-
trauen. Die EU-geförderte MeDeMAP-
Studie zu Vertrauen in Medien und de-
mokratische Institutionen betont, dass 
Misstrauen eine Form kritischer Bürger-
schaft sein kann. Hohe Vertrauenswerte 
sind aber aus demokratischer Sicht nur 
dann positiv, wenn die betreffende Insti-
tution Vertrauen verdient (vgl. Kompa-
tsiaris et al. 2024, S. 7-11, 16). Das nor-

mative Ziel lautet daher nicht maxima- 
les, sondern ein begründetes Vertrauen 
in vertrauenswürdige Institutionen.

Für die Public Relations bedeutet das: 
Langfristige Beziehungen werden wich-
tiger als die bloße Steigerung von Ver-
trauenswerten. Broom, Casey und Rit-
chey (1997) haben vorgeschlagen, nicht 
allein Botschaften und Wirkungen, son-
dern die Beziehungen zwischen Orga-
nisationen und ihren Öffentlichkeiten 
zum Gegenstand der PR-Forschung zu 
machen. 

In der dialogischen Theorie von Kent 
und Taylor (2002) verlangt Dialog mehr 
als einen Rückkanal. Ein Kommentarfeld 
oder eine Befragung schafft noch keine 
dialogische Beziehung. Erforderlich sind 
Offenheit, Gegenseitigkeit und die Bereit-
schaft, die jeweiligen Gegenüber als ei-
genständige Kommunikationspartnerin-
nen und -partner anzuerkennen.

Ähnliche Überlegungen finden sich 
in der Journalismusforschung. Lewis 
(2012) beschreibt Publikumsbeteiligung 
als Spannungsfeld zwischen Öffnung 
und professioneller Kontrolle. Mit dem 
Konzept des reciprocal journalism ver-
binden Lewis, Holton und Coddington 
(2014) Beteiligung mit wechselseitigen 
Verpflichtungen: Publika liefern nicht 
lediglich Aufmerksamkeit, Daten oder 
Kommentare – auch Redaktionen inves-
tieren in die Beziehung. 

Wenzel (2020) zeigt mit ihrem Kon-
zept des community-centered journalism, 
wie journalistisches Zuhören und die Ein-
bindung in lokale Gemeinschaften Ver-
trauen berühren können. Weniger geklärt 
ist bislang, wie solche Austauschprozesse 
institutionell verankert werden können, 
wenn nicht einzelne Rückmeldungen, 
sondern begründete gesellschaftliche Er-
wartungen an Journalismus zur Sprache 
kommen sollen.

Im Folgenden wird aufgezeigt, in-
wieweit sich deliberative Beteiligungs-
verfahren für journalistische Organisa-
tionen nutzbar machen lassen. Bürger- 
parlamente werden dabei nicht als Ins-
trument verstanden, das automatisch 
Vertrauen produziert. Sie können journa-
listischen Organisationen ermöglichen, 

ihre Vertrauenswürdigkeit durch Dialog, 
Beteiligung und sichtbare Responsivität 
erfahrbar zu machen. Ob daraus tatsäch-
lich höheres Vertrauen entsteht, bleibt 
eine jeweils spezifisch zu klärende empi-
rische Frage.

2 Die Citizen Parliaments 
des EU-Projekts MeDeMAP

Bürgerparlamente sind eine Form deli-
berativer Mini-Publics. Eine vielfältig zu-
sammengesetzte Gruppe gibt keine blo-
ßen Spontanurteile ab, sondern erhält 
Zeit und Informationen, um ein komple-
xes Problem zu beraten. Fishkin (2009) 
verbindet damit den Anspruch, politische 
Gleichheit und informierte Urteilsbildung 
zusammenzuführen. 

Die Verfahren unterscheiden sich in 
Auswahl, Mandat und Entscheidungs-
macht. Gemeinsam ist ihnen der Versuch, 
günstigere Bedingungen für öffentliche 
Urteilsbildung herzustellen als in vielen 
alltäglichen Debatten (vgl. Grönlund/
Bächtiger/Setälä 2014). Deliberation muss 
dabei nicht im Konsens enden. Konflikt, 
Dissens und unterschiedliche Ausdrucks-
formen gehören zu demokratischer Be-
ratung, sofern Beteiligte ihre Positionen 
vorbringen und andere Argumente prü-
fen können (vgl. Curato et al. 2017).

Die OECD (2020) nennt eine klare 
Aufgabenstellung, transparente Auswahl, 
zugängliche Informationen, genügend 
Beratungszeit und unabhängige Mode-
ration als wichtige Qualitätsmerkmale. 
Hinzu kommt die institutionelle Anbin-
dung: Wer Menschen zu einem aufwen-
digen Verfahren einlädt, muss erklären, 
wie mit ihren Empfehlungen verfahren 
wird. 

Auch die Legitimität von Mini-Publics 
ist nicht selbstverständlich. Lafont (2015) 
warnt davor, die Urteile einer kleinen de-
liberierenden Gruppe an die Stelle der 
breiteren Öffentlichkeit zu setzen. Demo-
kratisches Potenzial entsteht vielmehr, 
wenn ein solches Forum öffentliche Mei-
nungsbildung unterstützt, Gründe sicht-
bar macht und seine begrenzte Repräsen-
tativität offenlegt.
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Einen konkreten Ausgangspunkt bie-
tet das EU-Forschungsprojekt MeDeMAP 
– Mapping Media for Future Democra-
cies. Das Projekt untersuchte von 2023 
bis 2026 das Verhältnis von Medien und 
Demokratie aus unterschiedlichen Pers-
pektiven. Die Citizens’ Parliaments on 
Media and Democracy waren nicht als 
Maßnahme zur Steigerung des Journalis-
musvertrauens angelegt. Ihr Ausgangs-
punkt war die Beteiligung von Bürgerin-
nen und Bürgern an der Reflexion über 
Mediensysteme, Repräsentation sowie 
Partizipation in und durch Medien. 

Zwischen März und Mai 2025 wur
den in Österreich, Tschechien, Irland und 
Slowenien vier Präsenzformate mit je
weils rund 20 Teilnehmenden durchge
führt (  Foto unten). Hinzu kam ein 
methodisches Online-Experiment in 
Deutschland. Auf der Grundlage eines 
gemeinsamen, an nationale Kontexte an
gepassten Designs durchliefen die Teil
nehmenden Lern- und Beratungsphasen 
und verabschiedeten insgesamt 133 Re
solutionen zu Medien und Demokratie 
(vgl. Monnot et al. 2025, S. 5ff.; Sedla
czek et al. 2026, S. 5, 191-194).

Tschechisches Citizens’ Parliament im 

MeDeMAP-Projekt: vorbereiteter 

Beratungsraum. (Quelle: MeDeMAP-

Projektmaterial)

MeDeMAP verbindet das Konzept 
der Bürgerparlamente mit Participatory 
Action Research. Die Teilnehmenden soll-
ten Unterthemen priorisieren, Verfah-
rensregeln mitgestalten, Resolutionen 
entwickeln und nach den Sitzungen Zu-
stimmung oder Dissens äußern. Vollstän-

dig offen war der Prozess nicht. Die drei 
Hauptthemen, die Zahl der Sitzungen 
und Teile des Abstimmungsverfahrens 
standen vorher fest. 

Monnot et al. (2025, S. 100-101) be-
nennen diese Spannung zwischen Pro-
jektvorgaben und weitreichender Beteili-
gung ausdrücklich. Für die Übertragung 
auf journalistische Organisationen ist 
diese Begrenzung aufschlussreich: Be
teiligung kann einen gesetzten institu
tionellen Rahmen besitzen, muss aber 
transparent machen, welche Fragen ver
handelbar sind und welche nicht.

Die Auswertung zeigt, dass die Bür
gerparlamente über die Erarbeitung von 
Resolutionen hinaus Lern- und Refle
xionsprozesse ermöglichten. Im tsche
chischen Citizens’ Parliament wurde der 
wahrgenommene Vertrauensverlust un- 
ter anderem mit unzureichender regio
naler und gesellschaftlicher Repräsenta
tion, politischem Druck auf Medien und 
mangelnder Offenheit gegenüber Kritik 
verbunden. Teilnehmende berichteten 
zugleich, dass sie gelernt hätten, einan
der genauer zuzuhören, eigene Positio
nen verständlicher zu formulieren und 
die demokratischen Funktionen von Me
dien differenzierter zu beurteilen (  
Foto unten). 

Tschechisches Citizens’ Parliament im 

MeDeMAP-Projekt: Arbeitsergebnis zu 

Formen gesellschaftlicher Beteiligung. 

(Quelle: MeDeMAP-Projektmaterial)

Dokumentiert werden allerdings auch 
Zeitdruck, voneinander abweichende Wis-
sensstände und unterschiedlich starke Be-
teiligung. Die Ergebnisse des Forschungs

projekts belegen daher weder einen rei- 
bungslosen deliberativen Prozess noch 
eine Steigerung des Journalismusver-
trauens. Sie zeigen, unter welchen Bedin-
gungen Bürgerinnen und Bürger begrün-
dete Erwartungen an Medien entwickeln 
und in gemeinsame Empfehlungen über
setzen können (vgl. Sedlaczek et al. 2026, 
S. 49-60).

3 �Bürgerparlamente  
als partizipative  
Public Relations

Im Folgenden wird partizipative Public 
Relations nicht als feststehendes Verfah-
ren verstanden, sondern als heuristisches 
Konzept zur Beschreibung organisations-
bezogener Beteiligungsprozesse. Gemeint 
ist eine Kommunikationspraxis, die ge-
sellschaftliche Perspektiven nicht erst 
nach abgeschlossenen Entscheidungen 
erhebt. Sie organisiert Verfahren, in de-
nen Öffentlichkeiten an der Reflexion 
organisationaler Regeln, Routinen und 
Selbstbeschreibungen mitwirken. Für 
journalistische Organisationen liegt darin 
eine ungewöhnliche Form der kommu-
nikativen Grenzarbeit: Sie öffnen ausge-
wählte institutionelle Fragen für Bera-
tung, behalten aber die Verantwortung 
für professionelle Entscheidungen.

Geeignet sind Fragen, bei denen un-
terschiedliche normative Erwartungen 
aufeinandertreffen. Dazu gehören gesell-
schaftliche Repräsentation, der Umgang 
mit Fehlern und Kritik, lokale Präsenz, 
Transparenzregeln, Community-Bezie-
hungen, Erwartungen an öffentlich finan-
zierte Medien oder der Einsatz genera-
tiver Künstlicher Intelligenz. 

Nicht geeignet sind Abstimmungen 
über einzelne Recherchen, Quellen oder 
Veröffentlichungsentscheidungen. Ob 
eine investigative Geschichte erscheint, 
sollte journalistische Verantwortung blei-
ben. Ein Bürgerparlament kann weder 
Redaktion noch Aufsichtsgremium erset-
zen.

Anders als klassische Publikumsfor
schung fragt Deliberation nicht nur nach 
Einstellungen, sondern nach deren Be
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gründungen. Audience Analytics zeigen, 
welche Texte gelesen, welche Videos an
gesehen oder welche Angebote abonniert 
werden. Standardisierte Befragungen 
erfassen Einstellungen zu Objektivität 
oder Ausgewogenheit. Beide Verfahren 
geben nur begrenzt Auskunft darüber, 
was Menschen unter diesen Begriffen ver
stehen, wie sie Zielkonflikte beurteilen 
und ob sie ihre Position nach der Aus
einandersetzung mit Gegenargumenten 
verändern. Deliberation behandelt die 
erste Antwort nicht als abschließendes 
Urteil. Das gilt für Bürgerinnen und Bür
ger ebenso wie für Journalistinnen und 
Journalisten, die mit Wahrnehmungen 
konfrontiert werden können, die in Nut
zungsdaten und redaktionellen Routinen 
kaum vorkommen.

Für die PR-Praxis verändert das die 
eigene Rolle. Kommunikationsabteilun-
gen sind in Medienorganisationen häufig 
für Reputation, Marke, Unternehmens-
kommunikation und Veranstaltungen 
zuständig. Bei einem Bürgerparlament 
kommt eine Form von organisiertem Zu-
hören hinzu. Die PR schafft den institu-
tionellen Zugang, koordiniert Beteiligte 
und sorgt dafür, dass Argumente intern 
bearbeitet werden. Sie darf jedoch weder 
die Moderation kontrollieren noch Ergeb-
nisse danach auswählen, ob sie sich posi-
tiv kommunizieren lassen. Ihre Leistung 
besteht in der Vermittlung zwischen öf-
fentlicher Beratung und organisationa-
ler Entscheidung.

MeDeMAP empfiehlt, regelmäßige öf-
fentliche Foren, partizipative Redaktions-
sitzungen und Medienräte mit Bürger-
beteiligung zu etablieren. Solche Struk- 
turen sollen auf Medienagenden und 
öffentliche Rechenschaftsbeziehungen 
einwirken, ohne die redaktionelle Unab-
hängigkeit aufzuheben (vgl. Sedlaczek 
et al. 2026, S. 193). 

Ein solches Verfahren braucht ein 
glaubwürdiges Mandat. Vor Beginn muss 
feststehen, welche Frage offen beraten 
werden kann, wer später über Empfeh-
lungen entscheidet und innerhalb wel-
cher Frist eine Antwort erfolgt. 

Ergebnisoffenheit bedeutet nicht, dass 
eine Organisation ohne Grenzen in ein 

Verfahren geht. Sie bedeutet, dass inner-
halb des veröffentlichten Rahmens kein 
erwünschtes Einstellungsziel vorgegeben 
ist. Die Beteiligten müssen Positionen 
entwickeln dürfen, die der redaktionel-
len Leitung widersprechen oder organi-
satorisch unbequem sind.

4 �Praxisfenster:  
Ein Bürgerparlament zum 
Einsatz generativer KI

Ein öffentlich-rechtlicher Sender könnte 
Bürgerinnen und Bürger darüber bera-
ten lassen, unter welchen Bedingungen 
der Einsatz generativer Künstlicher In
telligenz in journalistischen Angeboten 
transparent und verantwortbar erscheint. 
Beratbar wären etwa Kennzeichnung, 
Nachvollziehbarkeit, Fehlerkorrektur, der 
Umgang mit synthetischem Bildmate
rial und Erwartungen an menschliche 
Kontrolle. Nicht zur Disposition sollten 
gesetzliche Vorgaben oder die Verant
wortung der Redaktion für konkrete Bei-
träge stehen.

In Anlehnung an MeDeMAP könnte 
eine Gruppe von rund 20 Personen an 
mehreren Terminen zusammenkommen. 
Deren Zusammensetzung sollte unter
schiedliche Altersgruppen, Bildungs
wege, Mediennutzungsweisen und ge- 
sellschaftliche Erfahrungen berücksich-
tigen. Ein solches Mini-Public spricht nicht 
für die gesamte Bevölkerung. Seine Stärke 
liegt darin, Perspektiven unter guten Be-
ratungsbedingungen zusammenzufüh-
ren. 

Auswahlkriterien, Rekrutierungswege 
und Aufwandsentschädigungen müssten 
veröffentlicht werden. Barrierefreiheit, 
Betreuungspflichten und digitale Zu-
gänge sind keine organisatorischen Ne-
bensachen, weil sie darüber entscheiden, 
wer überhaupt teilnehmen kann.

Die Informationsphase sollte nicht 
allein vom Sender gestaltet werden. Re-
daktionsmitglieder könnten Arbeitswei-
sen und bestehende Regeln erläutern. 
Hinzu kämen Medienforschende, Fach-
leute für KI und Medienrecht sowie Ver-
treterinnen und Vertreter gesellschaft

licher Gruppen, die Risiken oder Aus- 
schlüsse benennen. 

Teilnehmende sollten Informations-
lücken markieren und zusätzliche Pers-
pektiven anfordern können. Unabhän-
gige Moderation schützt die Beratung 
davor, zu einer Fortbildung in eigener 
Sache oder einer konfrontativen Town 
Hall zu werden. Sie kann dafür sorgen, 
dass auch Personen zu Wort kommen, die 
öffentliche Debatten sonst selten prägen.

Am Ende könnten Empfehlungen 
und abweichende Positionen dokumen-
tiert werden. Die redaktionelle und orga-
nisationale Leitung prüft anschließend, 
welche Vorschläge übernommen, weiter 
untersucht oder abgelehnt werden. Eine 
öffentliche Antwort erläutert für jeden 
zentralen Punkt die Zuständigkeit, den 
Bearbeitungsstand und die Begründung. 
Responsivität verlangt nicht die auto-
matische Umsetzung aller Forderungen. 
Auch eine Ablehnung kann responsiv 
sein, wenn sie die vorgebrachten Argu-
mente erkennbar verarbeitet und profes-
sionell begründet wird.

Eine solche Rückmeldung ist für die 
professionelle Glaubwürdigkeit bedeut-
samer als die bloße Inszenierung von 
Nähe. Bürgerinnen und Bürger können 
erfahren, welche Gründe hinter journalis-
tischen Regeln stehen. Die Organisation 
erfährt, welche Erklärungen überzeugen, 
welche blinden Flecken bestehen und wo 
ihre Selbstbeschreibung nicht mit öffent-
licher Wahrnehmung übereinstimmt. 

Ob Beteiligte danach mehr Vertrauen 
äußern, ist offen. Sie könnten journalis-
tische Zwänge besser verstehen und zu-
gleich kritischer urteilen. Ein demokra-
tisch anspruchsvolles Verfahren muss 
auch dieses Ergebnis zulassen. Denn im 
Unterschied zu einer Vertrauenskam-
pagne soll es vor allem die Qualität öf-
fentlicher Urteilsbildung verbessern. Die 
Organisation stellt Informationen und 
Begründungen bereit, macht Kritik in-
tern anschlussfähig und zeigt, wie sie 
damit umgeht. Vertrauenswürdigkeit 
zeigt sich dabei nicht in Selbstzuschrei-
bungen, sondern im praktischen Um-
gang mit Kritik, Beteiligung und öffent-
licher Rechenschaft.
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5 Vom Zuhören zum 
organisationalen Lernen

Zuhören ist noch kein organisationales 
Lernen. Macnamara (2016) zeigt, dass 
Organisationen häufig erhebliche Res-
sourcen für das Sprechen bereitstellen, 
während Strukturen für die Aufnahme, 
Analyse und Weiterleitung öffentlicher 
Stimmen schwach entwickelt bleiben. 

Ein Beteiligungsformat wird dieses 
Problem nicht allein durch zusätzliche 
Kommunikation lösen. Es braucht Ver-
fahren, die Gehörtes in Entscheidungs
prozesse übersetzen.

Argyris und Schön (1978) unterschei
den organisationales Lernen, das beste
hende Routinen verbessert, von Lernpro
zessen, die zugrunde liegende Annahmen 
und Regeln infrage stellen. Für eine Re
daktion kann beides relevant sein. Eine 
Empfehlung könnte zu einer verständ
licheren Kennzeichnung von KI-Inhalten 
führen. Grundsätzlicher wäre die Einsicht, 
dass die Organisation Transparenz bisher 
vor allem aus professioneller Sicht defi
niert und Fragen des Publikums zu we
nig berücksichtigt hat. Erst wenn solche 
Beobachtungen Zuständigkeiten, Routi
nen oder Selbstverständnisse erreichen, 
wird aus Beteiligung organisationales 
Lernen.

Die PR übernimmt in diesem Prozess 
eine Listening- und Vermittlungsfunk
tion. Sie dokumentiert die Positionen, 
ordnet sie den verantwortlichen Berei-
chen zu, hält Bearbeitungsfristen nach 
und verhindert, dass unbequeme Befunde 
im internen Abstimmungsprozess ver-
schwinden. 

Sinnvoll ist eine öffentlich nachvoll
ziehbare Antwortstruktur: Welche Emp
fehlung wird übernommen? Welche be
nötigt weitere Prüfung? Welche wird ab- 
gelehnt, und aus welchem Grund? Eine 
solche Dokumentation macht nicht jede 
Entscheidung konsensfähig, erhöht aber 
ihre Prüfbarkeit.

Auch die Erfolgsmessung muss dieser 
Logik folgen. Ein Bürgerparlament allein 
an steigenden Vertrauenswerten zu mes
sen, würde Prozess und Wirkung verkür
zen. Zunächst ist zu untersuchen, ob die 

Beteiligten das Verfahren als fair und 
offen erleben, journalistische Abläufe 
besser verstehen und den Eindruck ge
winnen, dass ihre Argumente gehört 
wurden. Davon getrennt sind wahrge
nommene Transparenz, Responsivität 
und Glaubwürdigkeit zu erfassen. Ver
trauen sowie Urteile über demokratische 
Legitimität bilden weitere, eigenständige 
Größen.

Für eine empirische Evaluation bie
ten sich Erhebungen vor dem Verfahren, 
unmittelbar danach und mit zeitlichem 
Abstand an. Qualitative Interviews kön
nen zeigen, warum sich Bewertungen 
verändern oder stabil bleiben. Ebenso 
wichtig ist die organisationale Seite: 
Welche Empfehlungen gelangten in Ent
scheidungsgremien? Welche Routinen 
wurden angepasst? Welche Konflikte 
blieben bestehen? Erst diese Verbindung 
von Publikums- und Organisationsper
spektive erlaubt eine Aussage darüber, 
ob das Verfahren über ein kommunika
tives Ereignis hinausging.

Die Wirkung auf die breitere Öffent
lichkeit ist nochmals gesondert zu prü
fen. Bürgerparlamente beziehen nur we
nige Menschen ein und sind ressour- 
cenintensiv. Für Medienorganisationen 
ist daher relevant, ob die Veröffentlichung 
der Beratung, der Empfehlungen und 
der organisationalen Antworten auch 
Nichtbeteiligten Orientierung bietet. 

Lafonts Einwand gegen einen deli
berativen Kurzschluss bleibt dabei zen
tral: Die kleine Gruppe darf nicht als 
Stellvertreterin einer homogenen Öffent
lichkeit präsentiert werden. Ihr Beitrag 
besteht darin, Argumente und Konflikt
linien sichtbar zu machen, nicht darin, 
gesellschaftliche Zustimmung zu simu
lieren.

Weitere Risiken liegen in Selbstse
lektion, sozial ungleicher Teilnahme und 
strategischer Vereinnahmung. Menschen 
mit Zeit, Bildung und hoher politischer 
Selbstwirksamkeit sind leichter für mehr
tägige Verfahren zu gewinnen. Aufwands
entschädigung, zugängliche Orte, Betreu
ung und gezielte Ansprache benachtei- 
ligter Gruppen mindern diese Verzerrun-
gen, beseitigen sie aber nicht. 

Auch kleine Redaktionen werden ein 
mehrtägiges Verfahren nach dem MeDe-
MAP-Modell kaum ohne Partner finan-
zieren können. Für sie wären kürzere re
gionale Foren oder Kooperationen mit 
Hochschulen, Volkshochschulen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen 
denkbar. Damit die deliberative Quali-
tät erhalten bleibt, genügt eine klassische 
Publikumsveranstaltung mit offenen 
Wortmeldungen nicht.

Ein Bürgerparlament sollte Teil einer 
längerfristigen Dialogstruktur sein. Mon-
not et al. (2026, S. 21-23) empfehlen, die 
Umsetzung der Empfehlungen nachzu-
verfolgen, Rückmeldungen von Teilneh-
menden, Stakeholdern und Entschei-
dungsträgern zur Weiterentwicklung des 
Verfahrens zu nutzen und deliberative 
Foren als Bestandteil einer kontinuierli-
chen Rückkopplung zwischen Bürgerin-
nen und Bürgern und Institutionen zu 
verstehen. 

Ombudsstellen, Community-Arbeit, 
öffentliche Redaktionsgespräche und re-
gelmäßige Berichte über den Umgang mit 
Kritik können daran anschließen. Glaub-
würdig wird das Verfahren, wenn die Or-
ganisation erreichbar bleibt und auch 
Monate später zeigen kann, was sie ge-
lernt, verändert oder begründet verwor-
fen hat.

Bürgerparlamente werden struktu-
relle Vertrauensprobleme des Journalis-
mus nicht lösen. Medienkonzentration, 
ökonomische Abhängigkeiten, journa-
listische Fehler oder mangelnde gesell-
schaftliche Repräsentation lassen sich 
nicht kommunikativ kompensieren. Wo 
Misstrauen auf solche Strukturen reagiert, 
müssen diese Strukturen bearbeitet wer-
den. Partizipative Public Relations kann 
Foren schaffen, in denen journalistische 
Organisationen erklären, zuhören und 
auf Kritik sichtbar reagieren. Ob daraus 
Vertrauen entsteht, entscheiden die Bür-
gerinnen und Bürger.
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